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I� Von Ulrich Petschow und Britta Pielen 
nsbesondere im wirtschaftlichen Bereich ist 
festzustellen, dass nationale, vielfach hierar-

chische Formen der Regulierung an Bedeutung 
verlieren und andere Formen der Regulierung 
beispielsweise im Rahmen internationaler Orga-
nisationen an deren Stelle treten (können). Mit 
Bezug auf den Governancebegriff von Rosenau 
kann zwischen Government, das auf formeller, 
gesetzlich definierter und mit polizeilicher Gewalt 
ausgestatteter Autorität beruht, und Governance, 
welche als system of rule bei Abwesenheit von 
zentraler Durchsetzungsgewalt anzusehen ist, 
idealtypisch unterschieden werden (1). Im Kon-
text der Globalisierungsprozesse haben die Nati-
onalstaaten zwar weiterhin eine wichtige Rolle, 
gleichwohl steht im Spannungsverhältnis von 
Fragmentierung und Integration die Bedeutung 
der Politik in Frage. Dies führt allerdings nicht 
dazu, dass ein durchgängiger Verlust an Autorität 
zu verzeichnen ist, vielmehr handelt es sich um 
eine Streuung bzw. Neuverteilung von Autorität.
Brunson und Jacobson nehmen diese Beobach-
tungen zum Anlass, auf die zunehmende Bedeu-
tung von Standards und Standardsetzungsprozes-
sen insbesondere in der Wirtschaft zu verweisen 
(2). Standards sind in ihrer sehr allgemeinen De-
finition Verhaltensrichtlinien, die es ermöglichen 
das Verhalten einzelner Akteure bzw. Organisati-
onen zu bewerten. Standards sind dabei explizit 
formuliert und mit Standardsetzern verbunden. 
Ihre Annahme ist zumeist freiwillig und die Stan-
dardsetzer haben vielfach keine, auf formaler 
Autorität beruhenden, Sanktionsmöglichkeiten. 
Dies bedeutet dann auch, dass der Wettbewerb 
und der Konflikt um Gestaltungssysteme zunimmt 
und auf dem Feld der Standards und Standardset-
zungsprozesse ausgetragen wird.
Die Trennungslinien zwischen Normen (interna-
lisierten Regeln), Direktiven (hierarchische Form 

der Steuerung) und Standards sind zwar theore-
tisch gut beschreibbar, in der Praxis verwischen 
sich hingegen die Grenzen. So unterliegen den 
Standards mehr oder weniger explizit bestimmte 
Normen, sie explizieren diese Normen. Zugleich 
wird vielfach in Gesetzen und Verordnungen auf 
Standards Bezug genommen. Mithin sind damit 
auch private Organisationen und ihre Standard-
setzungen und Bewertungen in staatliche Regulie-
rungen eingebunden. 
Einen systematisierten Überblick über den Bei-
trag, den Standards bei unterschiedlichen Exter-
nalitätenproblemen leisten können, entwickeln 
Abbott und Snidal. Tabelle 1 unterscheidet zwi-
schen technologischen und regulatorischen Ex-
ternalitäten einerseits und Netzwerk- und traditi-
onellen Externalitäten andererseits.

 �Vier relevante Externalitäten

Zu I.: Die technologischen Interdependenzen 
stellen ein typisches Problem der Standardset-
zung dar. Beispielsweise ist bei neuen Technolo-
gien die Standardisierung entscheidend für die 
Ausschöpfung von steigenden Skalenerträgen. 
Die Verbreitung dieser Technologien hängt letzt-
lich davon ab, dass diese Standards anerkannt 
werden. Die Standardsetzer sind meist private 
Akteure. Machtverhältnisse spielen insofern eine 
Rolle, als mit der Annahme eines Standards 
Wettbewerbsvorteile verbunden sein können. 
Regierungen spielen vielfach eine wichtige Rolle 
indem sie diese Standards akzeptieren, inkorpo-

rieren oder in internationalen Gremien unter-
stützen und diese Prozesse auch strategisch 
nutzen.
Zu II.: Ein zentrales Problem der Entwicklung der 
internationalen Märkte und der Ausschöpfung 
von Skalenerträgen sowie der Senkung der Trans-
aktionskosten stellen unterschiedliche Standards 
in den einzelnen Nationalstaaten dar, die den 
Marktzutritt beschränken können und damit indi-
rekt auch zu einer Bevorzugung der heimischen 
Unternehmen führen können. Dies stellte bei der 
Entwicklung des gemeinsamen Binnenmarktes 
der Europäischen Union ein Problem dar und ist 
auch weiterhin eines im Rahmen der Welthan-
delsorganisation (WTO). Bei den Akteuren han-
delt es sich einerseits um multinationale Unter-
nehmen, die durch vereinheitlichte Regeln einen 
vereinfachten Marktzutritt erlangen können und 
andererseits auch um internationale Organisati-
onen. Diese tragen im Sinne des freien Aus-
tausches zur Entwicklung eines level playing 
fields bei, indem in Verhandlungsprozessen mit 
den Nationalstaaten bestimmte Standards bzw. 
Guidelines entwickelt werden, die für die Natio-
nalstaaten bindend werden. Diese Selbstbindung 
der Staaten führt vielfach zur so genannten nega-
tiven Integration, indem vorrangig hemmende 
Faktoren auf der Ebene von Mindeststandards 
beseitigt werden.
Zu III: Physische Externalitäten, also nichtkom-
pensierte Schädigungen anderer Akteure, ergeben 

sich etwa durch das Verhalten einzelner Staaten 
bzw. der Unternehmen in diesen Staaten und ver-
ursachen gegebenenfalls Umweltprobleme in an-
deren Staaten oder tragen zu globalen Umwelt-
problemen bei. Durch die Entwicklung internati-
onaler (Umwelt-)Verträge wird versucht diese 
Probleme zu überwinden. Dieser Ansatz der po-
sitiven Integration erweist sich in der Regel als 
deutlich schwieriger als der Abbau von Handels-
schranken. Zentrale Akteure sind in diesem Falle 
meist Staaten und Nichtregierungsorganisationen. 
Es können aber auch Unternehmen sein, wie sich 
am Beispiel der FCKW Regulierung verdeutlichen 
lässt, bei deren Zustandekommen ein amerika-
nisches Chemieunternehmen eine wesentliche 
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Rolle gespielt hat, da es über entsprechende 
Technologien verfügte und sich von daher einen 
Wettbewerbsvorteil versprechen konnte. 
Zu IV: Politische Externalitäten ergeben sich, 
wenn sich die politisch festgesetzten Standards 
zwischen den Ländern unterscheiden und damit 
zu Marktzutrittshemmnissen werden. Im Unter-
schied zu den physischen Externalitäten werden 
durch die nationalen Standards im eigenen Land 
keine Umweltbelastungen in anderen Ländern 
verursacht. Die Differenz zu II. besteht vorrangig 
in der Begründung der Koordinierungsprobleme. 
So können diese Externalisierungen einerseits in 
deren strategischer Nutzung oder andererseits auf 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Wertvorstel-
lungen (Risikobewertung) beruhen. Beispielswei-
se kann der Konflikt um Hormonfleisch prinzipi-
ell mit beiden Ansätzen begründet werden.

 �Wichtige Rolle nichtstaatlicher 
Akteure

Aus der angeführten Typisierung wird deutlich, 
dass die Setzung von Standards, wenn sie von inter-
nationalen Organisationen entwickelt werden, die 
Kooperation zwischen den Staaten erforderlich 
macht. Dabei kommen in der Regel solche Stan-
dards, die auf die Erweiterung der Märkte abzielen, 
leichter zu Stande als Standards, die zum Beispiel 
auf den Umweltschutz orientiert sind, mithin eine 
einschränkende Wirkung nach sich ziehen. Deut-
lich wird auch, dass in unterschiedlichen Standard-
setzungsprozessen unterschiedlichste Akteure eine 
wesentliche Rolle spielen können. Dabei können 
Standards auch jenseits staatlicher Aktivitäten von 
privaten Akteuren entwickelt werden und damit 
einen erheblichen Einfluss gewinnen. Zweifelsohne 
hängt der Erfolg der Durchsetzung umweltorien-
tierter Standards unter anderem von den jeweiligen 
Problemfeldern und konkreten politischen und 
marktlichen Kontexten ab. Der Wettbewerb der 

Standards ist vielfach intensiv, entscheidend ist da-
bei inwieweit die Festlegung von den Nutzern auf-
gegriffen werden.
Wie beschrieben erweisen sich Prozesse positiver 
Integration als deutlich schwieriger. In dieser Situa-
tion sind es gerade auch zivilgesellschaftliche Ak-
teure bzw. Nichtregierungsorganisationen, die im 
Sinne einer civic regulation aktiv werden können. 
Ein Weg ist die Entwicklung von Standards, die letzt-
lich nicht im Widerspruch zu Regelungen der WTO 
stehen, da diese Standards und die Übernahme der 
Standards auf freiwilliger Basis geschieht. 
In der Folge werden drei Beispiele mit unterschied-
lichen Akteuren als Treibern dargestellt, um einen 
konkreten Eindruck von den Dynamiken der Stan-
dards und Standardsetzungsprozesse zu erhalten. 

 �Drei Praxisbeispiele
Zivilgesellschaftliche Regulierungen: Das Forest 
Stewardship Council hat einen Standard für die 
nachhaltige Holznutzung und ein Zertifizierungssy-
stem für entsprechend hergestellte Produkte entwi-
ckelt. Im Grundsatz verfügt diese Organisation über 
keinerlei formale Autorität, gleichwohl hat die Zerti-
fizierung in Verbindung mit Marktentwicklungsmaß-
nahmen dazu beigetragen, dass sich ein Markt für 
entsprechende Produkte entwickelt hat. Das heißt 
diese Organisation hat über den Markt bzw. die 
Marktentwicklung für entsprechend zertifizierte Pro-
dukte überhaupt ihre Autorität gewinnen können. 
Diese Initiative hat dazu beigetragen, dass zugleich 
ein Wettbewerb um die nachhaltige Holznutzung ent-
standen ist, indem solche Unternehmen, denen die 
Regelungen des FSC zu strikt waren, eigene Stan-
dards entwickelt haben, die mehr oder weniger die 
bisherigen Praktiken legitimieren sollten (3).
Diffusion von staatlichen Standards: Ein bekanntes 
Beispiel stellen die kalifornischen Abgasstandards 
dar (california effect). Die besonderen Umweltpro-
bleme der Region in Verbindung mit einer relativ 
hohen Umweltsensibilität führten zu der Entwicklung 
weitreichender Standards. Diese Standards wurden 
zum Vorbild für andere Regulatoren und wurden 
dementsprechend auch von anderen Ländern über-
nommen. Aufgrund der Bedeutung dieses Marktes 
für die Automobilindustrie waren die Unternehmen 
gezwungen, sich den dort vorgegebenen Regelungen 
anzupassen. Zugleich handelt es sich um ein mehr 
oder weniger ubiquitär vorhandenes Umweltpro-
blem mit der Konsequenz, dass die kalifornischen 
Standards für die Automobilindustrie zu einer Orien-
tierungsgröße wurden. 
Internationale Organisationen: Im Rahmen der 
WTO werden grundsätzliche Regelungen des Waren-

verkehrs festgelegt, in dem auf (zu interpretierende) 
allgemeine Regelungen abgehoben wird. Am Beispiel 
des Agreement on Sanitary and Phytosanitary 
Measures (SPS code) wird deutlich, wie stark damit 
zum einen die Festlegungen sind (und damit auch 
die Konflikte) und zum anderen die Standardent-
wicklungen anderer Organisationen einbezogen 
werden. So wird in diesem Abkommen ein enger 
Bezug zum Codex Alimentarius hergestellt, einer 
intergouvernementalen Organisation, die unter an-
derem durch die Welternährungs- und die Weltge-
sundheitsorganisation finanziert wird, um sowohl 
die Produzenten- als auch die Komsumenteninteres-
sen im Hinblick auf sichere Ernährung zu vertreten. 
Konkret erweist sich diese Organisation in starkem 
Maße dominiert durch die Produzenteninteressen, 
die auch die Standardsetzungsprozesse dominieren. 
Die Staaten sind zwar vertreten, gleichwohl ist eine 
Dominanz der Unternehmen festzustellen. Die Min-
deststandards, die in diesem Kontext entwickelt wer-
den, werden im Rahmen der WTO als Messlatte für 
die Beurteilung von nationalen Standards herange-
zogen und führen damit zu einem direkten Einfluss 
auf die Möglichkeiten der nationalstaatlichen Regu-
lierungen im Kontext der WTO. 
Diese wenigen Beispiele machen die Dynamiken der 
Entwicklung deutlich. Diesen Dynamiken von Stan-
dardsetzungsprozessen sollte gerade im Sinne von 
global governance eine verstärkte Aufmerksamkeit 
zu Teil werden. Auf der einen Seite bestehen Chan-
cen, durch private, zivilgesellschaftliche Ansätze der 
Standardentwicklung einen positiven Beitrag zur 
nachhaltigen Entwicklung zu leisten, und dies auch 
jenseits direkter staatlicher Einbindung. Auf der an-
deren Seite besteht ein erheblicher Bedarf, Standar-
disierungsprozesse etwa im Rahmen der WTO trans-
parenter und demokratischer zu gestalten. 
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